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I.
Biotopverbund und Schutzgebietsdefinitionen
1.
Sind die im Gesetzentwurf vorgeschlagenen Möglichkeiten zur Sicherung des Biotopverbundes ausreichend, um das Ziel der dauerhaften Vernetzung zu gewährleisten?

2.
Welche Flächen können nach Ihrer Einschätzung für den vorgesehenen Biotopverbund generell „geeignet“ sein, welche bestenfalls partiell? Wie ist der Begriff „geeignete Flächen“ präzisierbar? 

3.
Welche konkrete Flächenvorgabe für den Biotopverbund ist aus Ihrer Sicht sinnvoll?

4.
Inwieweit korrespondiert die Einrichtung eines Biotopverbundes auf nationaler 
Ebe​ne mit der europäischen Vorgabe „Natura 2000“?

5.
Ist es richtig, die wahllos gegriffene Zahl von 10 % der Fläche als Biotopverbundsystem festzulegen, müssen nicht vielmehr die regionalen Unterschiede berücksichtigt werden und fachlich begründete schützenswerte Gebietskulissen die Voraussetzung bilden?

6. 
Mit welcher Schutzkategorie werden die an Biotope angrenzenden Trittsteinbiotopflächen belegt? Welche Verbote, Gebote und Festsetzungen kommen auf die vor Ort Tätigen zu?

7. 
In § 22 ist festgelegt, dass auch die für den Schutz notwendige Umgebung einbezogen werden kann. Sind für die Schutzgebiete ausgewiesene Schutzzonen - wie etwa bei der FFH-Gebietsausweisung - vorgesehen, und welchen Umfang sollen die Schutz​zonen haben? 2, 5, 10, 50, 100, 200, 500 oder 1.000 m? Zudem: Wie wirken sich diese Schutzzonen auf das Planungsrecht der Kommunen wie auch auf Infrastrukturentwicklung bzw. auf die vor Ort wirtschaftenden und lebenden Bürger aus (wirtschaftliche Entwicklung, Bauen und Gewerbe)?

8.
Durch welche Maßnahmen will man die Biotopvernetzung  erreichen?

9.
Ist es aus Ihrer Sicht sinnvoll, die Vielzahl an formulierten Schutzgebieten (Naturschutzgebiet, Nationalpark, Biosphärenreservat, Landschaftsschutzgebiet, Naturpark, Naturdenkmal, geschützter Landschaftsbestandteil, gesetzlich geschütztes Biotop, Trittsteinbiotop) zusammenzufassen und klarer zu definieren und abzugrenzen?

10.
Werden die an die Schutzgebiete angrenzenden Zonen, ähnlich wie bei der FFH-Regelung, mit einem Verschlechterungsverbot belegt, und kommt es dadurch zu zusätzlichen Umweltverträglichkeitsprüfungen?

11.
Ist nicht auch aus Ihrer Sicht der bei der Schutzgebietsformulierung zugrunde gelegte Entwicklungsgedanke als eine Entwertung der Schutzgebietskategorie zu werten?

12.
Sehen Sie einen Zusammenhang zwischen der Ausweisung von Naturschutzgebieten und dem Strukturwandel in der deutschen Landwirtschaft?


Wenn ja: Wie lässt sich dieser Zusammenhang kennzeichnen?

13.
Wie sehen Sie den Sachverhalt, dass in dem Gesetzentwurf mit Blick auf den geplanten Biotopverbund keine klaren qualitativen Vorgaben formuliert sind und dass deshalb zu befürchten ist, dass in der Vollzugspraxis Flächen allein nach ihrer Verfügbarkeit und damit willkürlich, nicht aber aufgrund fachlicher Gesichtspunkte in den Verbund integriert werden?

14.
Wie verhält sich das geplante Biotopverbundsystem zu dem Netz “Natura 2000”,  welches nach der FFH-Richtlinie zu errichten ist?

15.
Enthalten die im Gesetzentwurf benannten europäischen Richtlinien Mindestvorgaben für einen Flächenanteil von Schutzgebieten?

16.
Steht zu befürchten, dass gerade im ländlichen Raum insbesondere durch die Vernetzung eine infrastrukturelle Entwicklung insbesondere in abgelegenen und damit benachteiligten Räumen beeinträchtigt wird?

17.
Was ist Ihrer Meinung nach eine regionale Mindestdichte von punktförmigen und linearen Elementen zur Vernetzung von Biotopen? Nach welchen Kriterien könnte diese festgelegt werden? Welche Konsequenzen ergeben sich Ihrer Meinung nach bei Festsetzung für den Schutzstatus, die Auflagen und den Ausgleich?

18.
Gab es Fälle, in denen aus Naturschutzgesichtspunkten schützenswerte Flächen aufgrund fehlender Schutzgebietsdefinitionen nicht unter Schutz gestellt werden konnten?

19.
Welchem Schutzstatus unterliegen Kernflächen, Verbindungsflächen und Verbindungselemente, und werden Bewirtschaftungsauflagen ausgeglichen?

20.
Inwieweit wird das Verfügungsrecht des Eigentümers durch die Schaffung des Biotopverbundes eingeschränkt ? Ist bei einem auf Dauer eingeschränkten Verfügungsrecht gewährleistet, dass ausreichend Entschädigung geleistet wird?

21.
Welche Auswirkungen hat die geplante Gesetzesänderung auf die Kommunen im Hinblick auf die Bereitstellung und Unterhaltung von Naherholungsgebieten ?

22.
Ist ein Biotopverbund auf 10 % der Landesfläche ausreichend, um das Ziel des genetischen Austausches durch räumliche Vernetzung zu erreichen?

23.
Reicht der Schutzstatus „Landschaftsschutzgebiet“ und „Naturpark“ aus, um das Ziel des genetischen Austausches durch räumliche Vernetzung zu erreichen?

24.
Berücksichtigen die Entwürfe die unterschiedlichen naturräumlichen Gegebenheiten von Flächen- und Stadtstaaten bezüglich der Schaffung eines Biotopverbundsystems? 

25.
Bieten die Entwürfe den Ländern ausreichende Chancen dafür, dass ein föderativer Lastenausgleich auf Grund qualitativ und quantitativ verschiedener Schutzgebietserklärungen zu Stande kommt?

26.
Welche koordinierenden und kompensierenden Aufgaben kommen auf den Bund im Zuge der Schaffung eines Biotopverbundes zu?

II.
Meeresschutz

1.
Inwieweit halten Sie es unter naturschutzfachlichen Gesichtspunkten für notwendig, auch in der Ausschließlichen Wirtschaftszone (AWZ) Schutzgebiete auszuweisen?

2.
Ist es nach Völkerrecht, europäischem und deutschem Recht möglich oder sogar geboten, Schutzgebiete in der Ausschließlichen Wirtschaftszone auszuweisen?

3.
Wie könnten die Kompetenzen von Bund und Ländern beim Meeresnaturschutz in der AWZ geregelt werden?

4.
Könnten in der Seeanlagenverordnung die Eingriffsregelung, die UVP-Pflichtigkeit bestimmter Vorhaben oder die Pflicht zur Abwägung aller öffentlichen Belange in der AWZ vorgeschrieben werden?

5.
Haben ökologische Bedenken gegenüber einem forcierten Ausbau von Windenergieanlagen bei der Novelle des Bundesnaturschutzgesetzes Eingang und angemessene Berücksichtigung gefunden?

6.
Welche konkreten Fortschritte sind von den Regelungen in der Novelle des Bundesnaturschutzgesetzes zu erwarten, die sich auf die Genehmigung von Anlagen zur Windenergienutzung auf See beziehen? Inwiefern stellen diese Regelungen eine Verbesserung der bisherigen Rechtslage dar?

7.
Inwieweit hat die Novelle des Bundesnaturschutzgesetzes Auswirkungen auf das sog. Hafenprivileg gem. § 9 (3) des Bundesnaturschutzgesetzes?

III.
Eingriffsregelung und Abwägungsklausel

1.
Welche Vorteile ergeben sich nach Ihrer Einschätzung durch die vorgesehene Regelung des § 19 BNatSchG-Entwurf? Wie könnten mögliche Nachteile noch „ausgebessert“ werden?

2.
Ist es bei der Abwägung aller Anforderungen an Natur und Landschaft ausreichend, wenn die Belange des Naturschutzes im Rang vorgehen, oder sollte der Fall der Gleichrangigkeit mit aufgenommen werden?

3.
Ist die Kontrolle der flexiblen Instrumente bei der Kompensation nach der vorgesehenen Eingriffsregelung (z.B. durch Flächenkataster) im Gesetz ausreichend gewährleistet?

4.
Teilen Sie die Meinung, dass der vorgelegte Gesetzentwurf eine Verschärfung bei der Zulässigkeit von Eingriffen enthält, da die Ausgleichs- bzw. Unterlassungspflicht nicht mehr wie in § 8 Abs. 2 des jetzigen BNatSchG an die Verwirklichung der Ziele des Naturschutzes und der Landschaftspflege geknüpft wird?

5.
In § 18 Abs. 1 erfolgt eine Eingriffsausweitung auch auf Änderungen des Grundwasserspiegels. Inwieweit bleiben aus Ihrer Sicht bestehende Versorgungseinrichtungen und übliche Bewirtschaftungsmaßnahmen etwa in Form von Be- und Entwässerung hiervon unberührt?

6.
Sollte aus Ihrer Sicht der temporäre Naturschutz nicht mehr als vorgesehen verankert werden?

7.
Sollte aus Ihrer Sicht der im jetzt vorliegenden Entwurf zurückgenommene Begriff des Ökokontos verstärkt eine Rolle spielen?

8.
Ist es nicht sinnvoll, öffentliche Flächen vorrangig zum Ausgleich von Verursacherpflichten bereitzustellen?

9.
Halten Sie es für sinnvoll, die bisher in § 1 Abs. 2 verankerte Abwägungsklausel erneut dahingehend aufzunehmen, dass neben dem Schutz von Natur und Landschaft um ihrer selbst willen auch der Schutz der Lebensgrundlage des Menschen von Bedeutung ist?

10.
Halten Sie es für richtig, dass die Bedeutung einer ordnungsgemäßen Land- und Forstwirtschaft, wie bisher in § 1 Abs. 3 angeführt, im Gesetzestext verbleibt?

11.
Sehen Sie in der Formulierung des § 2 Abs. 1 Nr. 10 und 11 der Erhaltung von Kleinstrukturen in besiedelten und unbebauten Bereichen wie Trittsteinbiotopen (Umgebungsschutz) eine Verschärfung der Bebauung im Außenbereich? 

12.
Welche Auswirkungen sehen Sie durch die Neufassung des Gesetzes auf die wirtschaftliche und strukturelle Entwicklung der ländlichen Räume, wie beispielsweise Verkehr, Bau, Gewerbe, Sport und Freizeit, zukommen?

13.
Ist es richtig, dass mit der Aufnahme der Wiederherstellungsverpflichtung die Möglichkeit eröffnet wird, jedes Gebiet aus seiner bisherigen Nutzung zu nehmen bzw. die bisherige Nutzung zu beschränken?

14.
Teilen Sie die Einschätzung, dass rekultivierte Flächen, auf denen bergbauliche  oder Bodenschätze gewinnende Tätigkeiten stattgefunden haben, häufig große Naturschutzpotenziale (z. B. aufgelassene Steinbrüche) aufweisen?

15.
Wenn ja: Halten Sie es für sinnvoll, in § 18 Abs. 2 neben der land- und forstwirtschaftlichen Nutzung auch die bergbauliche und Bodenschätze gewinnende mit aufzunehmen?

16.
Teilen Sie die Einschätzung, dass sich auf zeitweiligen Industriebrachen schützenswerte Biotope bilden können, die aber für den Nutzer die Gefahr bergen, die Fläche zukünftig nicht mehr nutzen zu können?

17.
Wenn ja:  Wie könnte verhindert werden, dass derartige Flächen aus diesem Grund so behandelt werden, dass keine Biotope entstehen können (Mahd, Umbruch)? 

18.
Halten Sie es für sinnvoll, die Wiederaufnahme einer vorherigen Nutzung von der Eingriffsdefinition auszunehmen?

19.
Welche Abgrenzungs- und Zuständigkeitsprobleme können sich aus der Ausweitung auf das Grundwasser zwischen Naturschutzgesetz und Wasserhaushaltsgesetz ergeben?

20.
Ist die Abwägungsklausel in § 2 des Entwurfs ausreichend, um sicherzustellen, dass auch andere Belange hinreichende Berücksichtigung finden können? 

21.
Kann die Umsetzung der europäischen Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie und der Vogelschutzrichtlinie den Vorgaben des Europarechtes genügen? 

22.
Reichen die getroffenen gesetzlichen Bestimmungen der Fischereiwirtschaft aus, um einen ausreichenden Naturschutz in den Meeresgewässern mit der fischereiwirtschaftlichen Nutzung zu vereinbaren?

23.
Kann das Vorrangverhältnis von Ausgleich vor Ersatz zugunsten einer allgemeinen Kompensationszahlung aufgehoben werden?

24.
Können Eingriffe mit der vorgesehenen Abwägungsvorschrift in Zukunft noch untersagt werden? 

25.
Welchen Bedarf sehen Sie für ein Minimierungsgebot bei Eingriffen, wie es der PDS-Entwurf vorsieht? 

IV.
Gute fachliche Praxis
1.
Halten Sie die im Entwurf definierte gute fachliche Praxis für die land-, forst- und fischereiwirtschaftliche Nutzung in naturschutzfachlicher Sicht für ausreichend?

2.
Derzeit bilden die beschlossenen Fachgesetze die Grundlage der guten fachlichen Praxis. Darüber hinausgehende Beschränkungen obliegen dem Ausgleich. Nunmehr wurden wahllos gegriffene Einzelformulierungen im Rahmen der guten fachlichen Praxis eingearbeitet. Halten Sie diese Vorgehensweise für richtig und zielführend?

3.
Wo liegen die Unterschiede zwischen einer „natur- und landschaftsverträglichen Land-, Forst- und Fischereiwirtschaft” im Sinne von § 5 Abs. 1 des Gesetzentwurfs und dem Begriff der “guten fachlichen Praxis”?

4.
Welche Erfahrungen wurden in ökologischer Hinsicht mit dem bisherigen Begriffsverständnis der „guten fachlichen Praxis“ gemacht und inwieweit begründen diese Erfahrungen zusätzlichen Handlungsbedarf?

5.
Welche Konkretisierungen und Erweiterungen müssen in den Grundsätzen zur "guten fachlichen Praxis" zusätzlich Aufnahme finden?

6.
Welche Gründe sprechen für eine Definition der naturverträglichen Forstwirtschaft im Bundesnaturschutzgesetz, bzw. was wird besser in den einschlägigen Fachgesetzen geregelt?

7.
Welche Gründe sprechen für eine Definition der naturverträglichen Fischereiwirtschaft im Bundesnaturschutzgesetz, bzw. was wird besser in den einschlägigen Fachgesetzen geregelt?

8.
Halten Sie ein Verbot der Freisetzung transgener Organismen zum Schutz von Natur, Umwelt und Landschaft für erforderlich?

9.
Wie beurteilen Sie das Verhältnis zwischen dem mit der beabsichtigten Gesetzesnovelle verbundenen ökologischen Nutzen auf der einen sowie der damit verbundenen Beeinträchtigung der wirtschaftlichen Rahmenbedingungen für land- und forstwirtschaftliche Betriebe auf der anderen Seite?

10.
Sind aus Ihrer Sicht Wettbewerbsnachteile für die Land- und Forstwirtschaft in Deutschland im Hinblick auf den europäischen Vergleich zu befürchten?

11.
Wie kann sichergestellt werden, dass unbestimmte Rechtsbegriffe - auch im Rahmen der guten fachlichen Praxis - in Deutschland nicht wieder enger gefasst werden als in anderen europäischen Ländern und damit weitere Wettbewerbsnachteile für deutsche Unternehmen entstehen?

12.
Welche Schwierigkeiten ergeben sich durch unklare Definitionen und Abgrenzungen im Hinblick auf eine eingeschränkte Bewirtschaftung auf den an Biotope angrenzenden Betriebsflächen ?

13.
Sehen Sie bei der Definition der Regeln zur “guten fachlichen Praxis” im Bundesnaturschutzgesetz Überschneidungen mit anderen Fachgesetzen?

14.
Wird nicht durch die zusätzliche Ausweitung der guten fachlichen Praxis die Förderung im Rahmen des Kulturlandschaftspflegeprogramms (KULAP) gefährdet, da nur Maßnahmen ausgeglichen werden dürfen, die über die gute fachliche Praxis hinausgehen?

15.
Halten Sie die Regelung hinsichtlich der schlagspezifischen Dokumentation nicht für sehr bürokratisch und hinsichtlich der Kontrolle für kaum durchführbar oder übermäßig kostenträchtig?

16.
Wie hoch würden Sie den Verwaltungsaufwand veranschlagen, der sowohl auf Seiten der Verwender von Pflanzenschutz- und Düngemitteln als auch bei den zuständigen Behörden entsteht, um den vorgesehenen Dokumentationspflichten über deren Einsatz zu genügen (“Schlagkartei”)?

17.
Ist ein grundsätzliches Kahlschlagverbot, das weit über die bestehenden Bundes- und Landesgesetze und zahlreiche Regelungen selbst in Naturschutzgebieten hinausgeht, im Kleinprivatwald überhaupt hinnehmbar? Erscheint nicht auch vor dem Hintergrund der aktuellen naturschutzfachlichen Diskussion hinsichtlich vielfältiger Kraut-, Strauch- und Baumstrukturen sowie der Verjüngung von Lichtbaumarten (Eiche) ein solches grundsätzliches Kahlschlagverbot auch außerhalb von Schutzgebieten sehr fragwürdig?

18.
Können die Länder durch eine entsprechend differenzierte Umsetzung von § 5 Abs. 3-5 in Landesrecht dafür Sorge tragen, dass hinreichend Spielraum für den Einsatz von EU-Fördermitteln für Agrarumweltmaßnahmen bleibt?

19.
Sollte nicht die bisherige Regelung hinsichtlich einer Verpflichtung der Länder zu Ausgleichszahlungen beibehalten werden, da die angestrebte Entscheidungsfreiheit der Länder zu großen Wettbewerbsverzerrungen führen kann?

20.
Sind Sie der Meinung, dass die Vorgaben zur guten fachlichen Praxis von den Bundesländern unterschiedlich umgesetzt werden? 

21.
Wenn ja: Erwarten Sie aus dieser unterschiedlichen landespezifischen Umsetzung Wettbewerbsverzerrungen innerhalb Deutschlands?


V.
Vertragsnaturschutz und Eigentum
1.
Inwieweit können nach Ihrer Einschätzung die Ziele des Naturschutzes auch über befristete Verträge dauerhaft verwirklicht werden?

2.
Unterstützen Sie die These des Miteinanders von Naturschutz und wirtschaftlicher Entwicklung durch vertragliche Vereinbarungen?

3.
Ist es auch aus Ihrer Sicht sinnvoll, die Komponenten Ökonomie, Ökologie und soziale Komponente im Sinne einer ökologischen und sozialen Marktwirtschaft gleichermaßen zu verankern?

4.
Halten Sie freiwillige Vereinbarungen mit Einzelpersonen, Gruppen, Vereinen, Verbänden, Institutionen für sinnvoll?

5.
Sollte dem Vertragsnaturschutz im Sinne eines vertrauensbildenden Instruments im Gesetzestext mehr Bedeutung beigemessen werden im Sinne eines wichtigen Dialoges mit den vor Ort Tätigen, aber auch im Sinne eines gerechten Ausgleichs für Verbote, Gebote und Festsetzungen?

6.
Wie bewerten Sie den Einwand, dass der Gesetzentwurf einer dirigistischen Grundlinie verhaftet sei, indem Naturschutz vor allem durch Nutzungseinschränkungen, mithin durch – vor allem an die Landwirtschaft gerichtete – staatliche Auflagen erreicht werden soll, anstatt den Vertragsnaturschutz und freiwillige Maßnahmen in den Vordergrund zu stellen?

7.
Wie bewerten Sie den Einwand, wonach der Gesetzentwurf u.a. durch eine Vielzahl unbestimmter Rechtsbegriffe die Ermessensspielräume der vollziehenden Behörden erweitert, was zum einen deren Leistungsfähigkeit unangemessen beansprucht und zum anderen aus Sicht der Betroffenen erhebliche Planungsunsicherheiten entstehen lassen könnte?

8.
Sehen Sie die Eigentumsrechte entsprechend Art. 14 GG durch den jetzigen Gesetzentwurf nachhaltig garantiert? Verstoßen Regelungen des Gesetzentwurfs gegen die Eigentumsgarantie? Wie muss die Entschädigungsregelung dazu aussehen?

9.
Können definierte Betreiberpflichten, z.B. im Rahmen der Vorgaben zur "guten fachlichen Praxis" für Land-, Forst- und Fischwirte einen rechtlichen Anspruch auf Entschädigungszahlungen oder anderweitigen Ausgleich begründen, sofern Naturschutzauflagen über diese Betreiberpflichten hinausgehen?

10.
Welche Konsequenzen für die Vollzugspraxis erwachsen den Naturschutzbehörden aus der Verpflichtung des § 8 im Regierungsentwurf, den Vorrang des Vertragsnaturschutzes zu prüfen?

11.
Welche Kriterien liegen den Entschädigungszahlungen oder anderweitigem Ausgleich in den Ländern zu Grunde?

12.
Können in den Landesnaturschutzgesetzen aufgeführte Bestimmungen über die "ausgleichspflichtige Inhaltsbestimmung des Eigentums" (verwendet werden unterschiedliche Begriffe wie Billigkeits-, Verhältnismäßigkeits-, Erschwernis- oder Härtefallausgleich) juristisch und de facto zu einer länderspezifischen Differenzierung hinsichtlich des "bestimmten Maßes" an Sozialbindung des Eigentums führen und damit zu unterschiedlichen Ausgleichskriterien (unter der Annahme gleicher Ausgangsbedingungen)?

13.
Gibt es aus Ihrer Sicht signifikante Unterschiede hinsichtlich des Behördenaufwandes zwischen Ordnungsrecht und Vertragsnaturschutz?

14.
Sehen Sie den Vertragsnaturschutz gleichermaßen als geeignetes Mittel für Kernflächen, großflächige Schutzgebiete, Biotopvernetzung und die naturnahe Bewirtschaftung auf großer Fläche?

15.
Sehen Sie im KULAP und der damit verbundenen Mischfinanzierung von EU (ca. 50 %) und Land ein geeignetes Mittel, Vertragsnaturschutz positiv im Sinne des Naturschutzes umzusetzen?

16.
Halten Sie den Vertragsnaturschutz für ein geeignetes Mittel, um für ein konfliktfreies Nebeneinander von wirtschaftlichem Betrieb – damit auch dem Erhalt und der Schaffung von Arbeitsplätzen – sowie Umwelt und Naturschutz und den Ansprüchen der Gesellschaft auf Freizeit und Erholung zu sorgen?

17.
Welche Möglichkeit für den Erhalt von Biotopen sehen Sie, wenn Landwirte in großem Umfang schützenswerte Flächen aus der pflegenden Bewirtschaftung nehmen und brach fallen lassen?

18.
Wie hoch schätzen Sie die Kosten für die Pflege brachliegender Flächen, wenn sie aus der landwirtschaftlichen Nutzung gefallen sind und die öffentliche Hand die Pflege übernehmen muss?

19.
Wie sehen Sie die Möglichkeit, einen Ausgleich für die entgangenen Einnahmen der Landwirte zu zahlen, und wie könnten die Mittel bereitgestellt werden?

20.
Haben Sie eine Vorstellung über die Höhe der für Ausgleichszahlungen zu entrichtenden Beträge?

VI.
Verbandsklage
1.
Rechtfertigen die bisherigen Erfahrungen im Naturschutz ein Misstrauen gegenüber den Naturschutzbehörden, so dass sich die Notwendigkeit ergibt, auf Naturschutz ausgerichtete Verbände als zusätzliche Kontrolleure zu etablieren?

2.
Mitwirkungsrechte von anerkannten Naturschutzvereinen werden ausgebaut, Klagerechte auf Bundesebene erstmals eingeführt. Ist der Regelungskomplex als sachgerecht anzusehen?

3.
Halten Sie es für sinnvoll, eine Vereinsklage auf Bundesebene einzuführen?

4.
Halten Sie die in  § 57 ff. formulierte Mitwirkung von Vereinen für ein geeignetes Mittel, den Gesichtspunkten des Umweltschutzes Rechnung zu tragen, aber gleichzeitig Genehmigungsverfahren nicht unnötig in die Länge zu ziehen?

5.
Ist es richtig, dass die Arhus-Konvention bislang nur von neun der 40 Staaten ratifiziert wurde, darunter nur einem EU-Mitgliedstaat (Dänemark), und darüber hinaus auf europäischer Ebene momentan an der Erarbeitung von Richtlinien zur Umsetzung der Arhus-Konvention gearbeitet wird und deshalb die Bundesrepublik auf einen momentanen Alleingang hinsichtlich des Verbandsklagerechtes verzichten sollte?

6.
Halten Sie es für sinnvoll, auch anderen Interessenverbänden, die soziale und wirtschaftliche Interessen berücksichtigen, eine Beteiligungsmöglichkeit einzuräumen, um sicherzustellen, dass auch andere Belange angemessen berücksichtigt werden?

7.
Halten Sie die Ausweitung der Verwaltungsakte und Vorhaben, bei denen nach § 57 eine Mitwirkung von Vereinen vorgesehen ist bzw. gegen die Rechtsbehelfe eingelegt werden können (unter besonderer Berücksichtigung der Plangenehmigung), für ausreichend? 
8.
Ist der Kreis der umweltrelevanten Verfahren auf Landes- und Bundesebene, für die eine Verbandsklage zugelassen werden soll, hinreichend im Sinne der Zielbestimmungen der Entwürfe? 

9.
Welche Erfahrungen bestehen bisher mit dem Vereinsklagerecht?

10.
Haben Sie Vorschläge für eine Verbesserung der Regelungen der Vereinsklage?

11.
Wer trägt die Kosten von Verzögerungen bei Vereinsklagen?

12.
Wie kann das Vereinsklagerecht – wenn verankert – so gestaltet werden, dass keine Verzögerungen von Projekten etc. auftreten?

13.
Halten Sie bei der Vereinsklage eine Streitwertbegrenzung für sinnvoll, und wie könnte sie aussehen?

14.
Ist die in § 68 Abs. 5 des Entwurfes vorgesehene Übergangsvorschrift zum Verbandsklagerecht sinnvoll, wonach auch gegen Verwaltungsakte, die vor Jahren erlassen wurden, mit der Verbandsklage angegangen werden kann?

15.
Halten Sie die im PDS-Entwurf vorgeschlagene Änderung der Verwaltungsgerichtsordnung bezüglich einer Ausweitung der Klagerechte der Bürger auf "rechtlich bedeutsame eigene Interessen" für erforderlich?

VII.
Allgemeines (einschließlich Kosten)

1.
Welche Vorteile bringt das Instrument der Landschaftsplanung für die Planungssicherheit gerade im ländlichen Raum? 

2.
Welche Vorteile ergeben sich aus der Aufnahme der Pflicht zur Umweltbeobachtung für die umfassende Ermittlung und Auswertung der naturschutzfachlichen Situation in Deutschland? 

Inwieweit sind die vorgeschlagenen Regelungen für die Umweltbeobachtung geeignet, auch Ursachen für die Veränderungen des Naturhaushaltes aufzuzeigen?

3.
Kann die Aufnahme des Entwicklungsaspekts als Ausweisungsvoraussetzung in § 24 Abs. 1 Nr. 3 dazu beitragen, die in Abs. 2 definierte Zielsetzung Prozessschutz zu erfüllen?

4.
Wäre es auch aus Ihrer Sicht sinnvoll, das im ersten Entwurf vorgesehene Waldvermehrungsgebot in unterdurchschnittlich bewaldeten Gebieten wieder aufzunehmen?

5.
Wird der jetzt vorgelegte Entwurf zur Novellierung des BNatSchG den Anforderungen einer unbürokratischen und zielgerichteten Vorgehensweise im Hinblick auf ein sinnvolles Miteinander von Ökologie, Ökonomie und sozialer Komponente gerecht?

6.
Befürworten Sie das von der Union geforderte Patenschaftsprogramm mit den Naturschutzverbänden zwecks Erhalt, Schutz, Wiederherstellung und Weiterentwicklung von speziellen Schutzgebieten?

7.
Sehen Sie Handlungsbedarf hinsichtlich der Lenkung der erholungssuchenden Bevölkerung im Hinblick auf den Schutz der Natur und der Artenvielfalt?

8.
Ist der jetzt vorgelegte Gesetzentwurf aufgrund der Vielzahl von Länderregelungen zustimmungspflichtig?

9.
Halten Sie die bisherigen Kostenberechnungen der Regierung hinsichtlich der kostenmäßigen Auswirkungen für realistisch und solide, wenn in Schutzgebieten von 10 % Ertragsminderung, von 10 % Wertverlust und von 100 DM/Jahr/ha (für den alle 10 Jahre anfallenden Pflegeaufwand) als Basis der Berechnung ausgegangen wird?

10.
Wie sehen Sie die finanzielle Verantwortung des Bundes im Hinblick auf Schutzgebiete von europäischer bzw. von bundesdeutscher Bedeutung, insbesondere in Nationalparken?

11.
Wird von Ihnen der in § 52 formulierte Vogelschutz an Masten und technischen Bauteilen von Hochspannungsleitungen gegen Stromschlag zum Schutz von europäischen Vogelarten, der mit Kosten in Höhe von 225-450 Mio. DM verbunden ist, als sinnvoll erachtet?

12.
Sehen Sie es als sinnvoll an, die Haltung von Tieren wildlebender Arten aus der Genehmigungspflicht des BNatSchG herauszunehmen, um behördliche Abläufe durch eine Anzeigepflicht zu vereinfachen und zu beschleunigen?

13.
Halten Sie den jetzigen Entwurf für geeignet, den Schutz der Natur in Deutschland spürbar voranzubringen?

14.
Wie hoch schätzen Sie die jeweils nach Betriebsgröße und Standort spezifizierten Mehrkosten, welche land- und forstwirtschaftlichen Betrieben durch die vorgesehenen Nutzungsauflagen im Rahmen naturschutzrechtlicher Auflagen entstehen werden?

15.
Wie hoch veranschlagen Sie – jenseits der unbestimmten Ausführungen im Rahmen der Begründung zum Gesetzentwurf – die Kostenwirkungen des Gesetzentwurfs insbesondere im Zusammenhang mit einer Verwirklichung des geplanten Biotopverbundes?

16.
Verfügen Sie über Informationen, in welcher Form und Höhe land- und forst-wirtschaftliche Betriebe sowie die Bewohner der jeweils betreffenden Region von Nationalparks, Biosphärenreservaten und anderen Naturschutzgebieten profitieren?

17.
Wie bewerten Sie die Einschätzung, wonach die im Begründungstext des Gesetzentwurfs aufgenommenen Kalkulationen der haushaltsmäßigen Auswirkungen zu niedrig angesetzt sind, u.a. weil bei Ausweisung der gesetzlich geschützten Biotope für die betroffenen Flächen eine erhebliche Verkehrswertminderung anzunehmen ist und überdies Wertverluste durch eine eingeschränkte Beleihungsfähigkeit des Grundbesitzes zu erwarten sind?

18.
Wie bewerten Sie die Einschätzung, wonach der Gesetzentwurf zu einem Wertverlust allein der landwirtschaftlichen Nutzflächen in Deutschland von über 4 Mrd. DM führen wird?

19.
Verfügen Sie über Informationen über die durchschnittlichen Mindererträge im Zusammenhang mit zusätzlichen Bewirtschaftungsauflagen durch die Ausweitung von Naturschutzgebieten?

20.
Sehen Sie einen Konflikt zwischen dem Ziel, einerseits durch eine zunehmende Nutzung erneuerbarer Energien zum Klimaschutz beitragen zu wollen, während andererseits deren forcierte Nutzung mitunter erhebliche Beeinträchtigungen beim Natur- und Landschaftsschutz bedeuten kann?

21.
Wie sehen Sie die Einschätzung, dass eine über die europäischen Vorgaben hinausgehende nationale Verpflichtung die regionalen wirtschaftlichen Entwicklungsmöglichkeiten der Land- und Forstwirtschaft beeinträchtigt und dass deren Konkurrenzfähigkeit im europäischen Binnenmarkt insoweit verschlechtert wird?

22.
Wie schätzen Sie den Sachverhalt ein, dass zukünftig  Natur und Landschaft nicht mehr – wie bisher – als “Lebensgrundlage des Menschen und als Voraussetzung für seine Erholung”, sondern um ihrer selbst willen zu schützen sind?

23.
Welche Auswirkungen erwarten Sie von der damit implizit verbundenen Abkehr des Naturschutzes vom anthropozentrischen Ansatz?

24.
Wie bewerten Sie den damit verbundenen Widerspruch zum Grundsatz der Nachhaltigkeit, der ökologische mit sozialen und wirtschaftlichen Aspekten ins Verhältnis setzt und sich damit auch an menschlichen Bedürfnissen ausrichtet?

25.
Welche präzisierenden bzw. relativierenden Wirkungen entfalten die konkurrierenden Ziele in § 1 des Regierungsentwurfes in Verbindung mit der in § 2 Absatz 1 Satz 1 geforderten "Abwägung aller Anforderungen nach § 1 untereinander"?

26.
Sind die unter § 2 Absatz 1 aufgelisteten Grundsätze in den Entwürfen vollständig?

27.
Welchen Raum nehmen die Abwägungsvorschriften in den Entwürfen ein? Welche dieser Abwägungsvorschriften könnten klarer in einem separaten Abwägungsparagraphen, vergleichbar dem § 4 des PDS-Entwurfs, aufgenommen werden?

28.
Schränkt der Verzicht auf ein Wiederherstellungsgebot in § 4 des Regierungsentwurfes („Beachtung der Ziele und Grundsätze") den Grundsatz der Wiederherstellung ein?

29.
Sind die Bestimmungen zur Umweltbeobachtung geeignet, den europäischen Anforderungen nach sachgerechter Datensammlung, Analyse und regelmäßiger Berichterstattung nachzukommen, oder bedarf es eines stärkeren Engagements der jeweiligen Naturschutzämter und einer einheitlichen Rahmenregelung durch den Bund?

30.
Kann mit einer Rechtsverordnung zum Handel mit Wildtieren, wie sie in § 47 des PDS-Entwurfes umrissen wird, der Bestandsgefährdung durch Wildfänge besser begegnet werden, oder reichen die bisherigen Regelungen aus?
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